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 Erdbebenkatastrophe Türkei/Syrien – Verordnung zur vorübergehenden Befrei-

ung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels für anlässlich des Erdbebens vom 

6. Februar 2023 eingereiste türkische Staatsangehörige (TürkeiErdbebenAuf-

enthÜV): Mitteilung des BMI vom 27. April 2023 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

im Zusammenhang mit der Einreise der vom Erdbeben am 6. Februar 2023 betroffe-

nen türkischen Staatsangehörigen hat das Bundesministerium des Innern und für 

Heimat mit Nachricht vom 27. April 2023 mitgeteilt, dass es eine Verordnung gemäß 

§ 99 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Abs. 4 S. 1 und 2 AufenthG erlassen wird, die am 7. Mai 

2023 in Kraft treten wird.  
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Vorgesehen ist Folgendes:  

Für vom Erdbeben am 6. Februar 2023 betroffene türkische Staatsangehörige wer-

den neben einheitlichen Schengen-Visa bei engen familiären Bindungen auch Visa 

mit räumlich beschränkter Gültigkeit im vereinfachten Verfahren erteilt, welche einen 

Aufenthalt von bis zu 90 Tagen im Bundesgebiet ermöglichen.  

Um nach Ablauf der 90-tägigen Visumgültigkeit einen vorübergehenden weiteren 

Aufenthalt im Bundesgebiet ohne zusätzliche Belastung der Ausländerbehörden zu 

ermöglichen, wird eine Rechtsverordnung zur Befreiung vom Erfordernis eines Auf-

enthaltstitels auf Grundlage von § 99 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Abs. 4 S. 1 und 2 AufenthG 

erlassen werden.  

Die türkischen Staatsangehörigen müssen nach der in der Verordnung vorgesehe-

nen Regelung ihren Wohnsitz zum Zeitpunkt des Erdbebens am 6. Februar 2023 in 

den davon betroffenen türkischen Provinzen gehabt haben. Die Betroffenen sind 

hierfür – wie auch für die übrigen Tatbestandsmerkmale – darlegungs- und beweis-

lastpflichtig.  

Gegebenenfalls werden Ihnen gesondert und nachfolgend zu diesem Schreiben wei-

tere Informationen und Hinweise des Ministeriums der Justiz und Migration übermit-

telt. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Graf 

Ministerialrätin 

 


